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§3

(1) Die Treuhandanstalt hat in Abstimmung mit dem Komi­
tee zur Auflösung des Amtes für Nationale Sicherheit die 
erforderlichen Voraussetzungen für die Übernahme der Ver­
mögenswerte zu schaffen. Die Übernahme durch die Treu­
handanstalt ist bis zum 30. September 1990 vorzunehmen.

(2) Bei Grundstücken erfolgt die Grundbuchberichtigung auf 
Antrag der Treuhandanstalt. Dem Antrag ist eine Ausferti­
gung des Übergabe-/Übernahmeprotokolls beizufügen.

§4

Diese Durchführungsverordnung tritt mit ihrer Veröffent­
lichung in Kraft.

Berlin, den 12. September 1990

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

de M a i z i ö r e  
Ministerpräsident

Fünfte Durchführungsverordnung 
zum Treuhandgesetz

vom 12. September 1990

Zur zügigen Reorganisation des volkseigenen Vermögens 
und seiner Entflechtung im Interesse zweckmäßiger Unter­
nehmensstrukturen wird nach Maßgabe des § 1 Abs. 2 und § 24 
Abs. 4 des Gesetzes zur Privatisierung und Reorganisation des 
volkseigenen Vermögens (Treuhandgesetz) vom 17. Juni 1990 
(GBl. I Nr. 33 S. 300) folgendes verordnet:

§1

(1) Diese Durchführungsverordnung gilt für die im Register 
der volkseigenen Wirtschaft eingetragenen volkseigenen Kom­
binate, Betriebe, Einrichtungen und sonstigen juristisch selb­
ständigen Wirtschaftseinheiten (nachstehend Wirtschaftsein­
heiten genannt).

(2) Sie gilt nicht für volkseigenes Vermögen, soweit dessen 
Rechtsträger die Deutsche Post mit ihren Generaldirektionen, 
die Deutsche Reichsbahn, die Verwaltung von Wasserstraßen, 
die Verwaltung des öffentlichen Straßennetzes und andere 
Staatsunternehmen sind.

§2

(1) Wirtschaftseinheiten, die am 30. Juni 1990 auf der 
Grundlage von Nutzungsverträgen betriebsnotwendige 
Grundstücke überwiegend und nicht vorübergehend genutzt 
haben, werden mit Wirkung vom 30. Juni 1990 Rechtsträgern 
im Sinne des §11 Abs. 2 Satz 2 des Treuhandgesetzes gleich­
gestellt.

(2) Volkseigene Grundstücke, die zugleich durch Wirt­
schaftseinheiten in Rechtsträgerschaft und auf Grundlage 
eines unbefristeten Nutzungsvertrages bewirtschaftet werden, 
gelten zum 30. Juni 1990 in dem Umfang, der im Nutzungsver­
trag bezeichnet ist, als geteilt.

§3

Rechte nach § 2 erlöschen, wenn der Nutzer sie nicht bis 
zum 31. Dezember 1990 dem bisherigen Rechtsträger ange­
zeigt hat.

§4

(1) Die Teilung bzw. Übergabe eines Grundstücks erfolgt 
auf der Grundlage eines Übergabe-/Übernahmeprotokolls zwi­
schen dem ehemaligen Rechtsträger und dem Nutzungsberech­
tigten. Das Protokoll hat zu enthalten:
1. die Lage- und Grundbuchbezeichnung des durch diese 

Durchführungsverordnung geteilten Grundstücks;
2. einen Teilungsentwurf, aus dem sich der exakte Verlauf 

der neuen Grundstücksgrenzen ergibt;
3. eine genaue Beschreibung der vom Nutzungsberechtigten 

genutzten Gebäude und Anlagen, einschließlich ihrer Be­
wertung zum Stichtag der Vereinbarung für den Fall of­
fener vermögensrechtlicher Ansprüche;

4. den Verkauf/Kauf von Gebäuden und Anlagen, die vom 
ehemaligen Rechtsträger infolge der Teilung nicht mehr 
genutzt oder verwertet werden können;

5. notwendige weitere Vereinbarungen, die sich aus der Ab­
wicklung des Nutzungsvertrages ergeben;

6. das Datum der Rechtswirksamkeit der Übergabe/Über- 
nahme.

(2) Der Nutzungsberechtigte hat unter Vorlage des Über- 
gabe-/Übernahmeprotokolls zu veranlassen, daß das Teil­
grundstück vermessen und die Vermessungsergebnisse in die 
Liegenschaftsdokumentation, einschließlich Grundbuch, über­
nommen werden.

§5

Streitigkeiten werden bei Unternehmen, an denen die Treu­
handanstalt beteiligt ist, durch die Treuhandanstalt geschlich­
tet. Der Gerichtsweg wird dadurch nicht berührt.

§6

Diese Durchführungsverordnung tritt mit ihrer Veröffent­
lichung in Kraft.

Berlin, den 12. September 1990

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

de M a i z i e r e
Ministerpräsident

Erste Durchführungsbestimmung 
zum Verfassungsgesetz 

über Schulen in freier Trägerschaft 
vom 9. August 1990

Auf der Grundlage des § 15 des Verfassungsgesetzes vom 
22. Juli 1990 über Schulen in freier Trägerschaft (GBl. I Nr. 52

S. 1036) wird folgendes bestimmt:

§1
Geltungsbereich

Diese Durchführungsbestimmung betrifft die Genehmigung, 
das Betreiben, die öffentliche Finanzhilfe, die Anerkennung 
und die Aufsicht bezogen auf Schulen in freier Trägerschaft 
(gegebenenfalls mit Internaten) mit Beginn des Schuljahres 
1990/91 sowie Regelungen für die Schulen in freier Träger­
schaft, die bereits vor dem Inkrafttreten des Verfassungsge-


